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Stellungnahme des NABU RLP zur Änderung des Landeswassergesetzes Rheinland-Pfalz 

(Schreiben vom MUF RLP vom 13. November 2002)

Der NABU sieht die Wasserrahmenrichtlinie mit seinen Anliegen, so vor allem

· die Verwaltungsstrukturen an die natürlichen Gegebenheiten (Flussgebietseinheiten) anzupassen

· die Gewässerökosysteme in einen guten ökologischen Zustand zu setzen, 

· die laufende systematische Überwachung und Erhaltung bzw. Verbesserung des Gewässerzustands

· die Öffentlichkeit einzubinden

als wichtigen Schritt für eine nachhaltige und umfassende Gewässerpolitik an. 

Der NABU Rheinland-Pfalz begrüßt daher die zügige Umsetzung der Richtlinie in Landesrecht, zu der wir im folgenden einige Anmerkungen haben. 

Unsere Stellungnahme zum Landeswassergesetz (LWG) gliedert sich in zwei Teile:

1.) grundsätzliche Fragen

2.) Kommentierung / Vorschläge zu einigen Paragraphen

A. Grundsätzliche Fragen

Obwohl zahlreiche Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der daraus resul​tierenden Änderungen im WHG vom August 2002 korrekt umgesetzt worden sind, bleibt in zentralen Punkten unklar, wo bestimmte Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie sich im Landesrecht wiederfinden. Dies betrifft folgende Punkte:

· Die in Art. 5 Abs. 1 i.V. mit Anhang II und III der WRRL geforderte Ersterhebung (Merkmalsanalyse, Überprüfung der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten auf den Gewässerzustand, wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung) soll bis Ende 2004 erfolgen – fehlt u.E. Erst bei der Regelung zu den Bewirtschaftungsplänen (§24) wird mit dem direkten Verweis auf  Anhang VII der WRRL die Notwendigkeit zu einer Typisierung und Zustandserfassung der Gewässer genannt. Da die Bewirtschaftungspläne aber erst ab 2007 aufgestellt werden sollen, wird dies den Anforderungen nicht gerecht.

· Gleiches betrifft die Erstellung eines Verzeichnisses von Schutzgebieten nach Art. 6 WRRL i.V. mit Anhang IV der WRRL. Hierzu können wir keinen Hinweis finden. In jedem Fall sollten in die Liste der Schutzgebiete nicht nur die existierenden Schutzgebiete nach Landesrecht, sondern auch gemeldete und faktische / Potentielle Schutzgebiete nach EU-Recht /NATURA2000 mit einbezogen. Dies betrifft nicht nur Gewässer, sondern auch wasserabhängige Landökosysteme (z.B. Auwälder, Schilfröhrichte, Feuchtwiesen, vgl. Anh. IV Abs. 1 v) der Richtlinie.

· Es wird nicht festgelegt,

· wie die Typisierung entspr. Art. 5 i.V. mit  Anh II WRRL erfolgen soll

· wie die Zustandserhebung der anthropogenen Belastungen nach Art. 5 i.V.m. Anh. II Nr. 1.4, 1.5 und 2.3 der WRRL erfolgen soll.

· wie die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung gemäß Art. 5 Abs. 1 i.V. mit Anh. III der WRRL erfolgen soll

· wie die  Erhebung des ökologischen Zustands und des chemischen Zustands nach Art. 5 i.V.m. Anh. V WRRL erfolgen soll

· Es fehlt jeglicher Hinweis darauf, dass und wie die Referenzbedingungen für die einzelnen Gewässertypen erarbeitet werden sollen (vgl. Anh. II 1.3 WRRL).

· Das in Art. 8 i.V. mit Anhang V der EU-WRRL erforderliche Monitoring und die darin enthaltenen Parameter und Fristen sind nicht in Landesrecht umgesetzt.

Angesichts der schlechten Lesbarkeit von Änderungsgesetzes, die ja nur die geänderten Passagen und nicht den gesamten Gesetzesinhalt wiedergeben, und des Umfangs des zu bearbeitenden Materials kann nicht ausgeschlossen werden, dass wir einzelne Punkte übersehen haben; wir bitten in Vorfeld, dies zu entschuldigen. Aus diesem und anderen Gründen möchten wir auf jeden Fall den von Ihnen vorgeschlagen Erörterungstermin am 29.1.2003 aufgreifen.

Über die nicht umgesetzten Passagen der WRRL hinaus haben wir folgende Anregungen:

· Es sollten im LWG Kriterien genannt werden anhand derer eine Zuordnung zu den in der EU-WRRL definierten „künstlichen oder erheblich veränderten“ Gewässertypen erfolgen soll. Die Zuordnung ist Aufgabe der Mitgliedsstaaten (vgl. Art. 2 und  Anh. II 1.1 i). 

Begründung: Die Einstufung eines Gewässers in diese Kategorie hat zur Folge, dass nicht mehr der gute Zustand, sondern nur noch ein gutes ökologisches Potential erreicht werden soll. Im Klartext heißt das, das die typspezifischen Anforderungen an den Gewässerzustand, insbesondere dessen Gewässerstruktur, nicht mehr erreicht werden müssen. Die Einordnung in diesen Gewässertyp soll möglichst nur in Ausnahmefällen erfolgen. Um die mit Sicherheit anstehende Diskussion, was denn nun ein „künstlichen oder erheblich verändertes“ Gewässer ist, zu versachlichen, wäre die Erstellung eines Kriterienkatalogs mit allgemein nachvollziehbaren Kriterien sinnvoll. Dieser Katalog sollte im Gesetz enthalten oder zumindest in dieses eingebunden sein.

· Die Einrichtung des Beirats sollte im Gesetz verankert und dessen Aufgaben und Rechte beschrieben werden.

Begründung: Mit Schreiben vom 9.10. 2002 wurden die Naturschutzverbände NABU und BUND gebeten, je einen Vertreter für den neu einzurichtenden Beirat des MUF zur Begleitung der fachlichen Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie Rheinland-Pfalz zu entsenden. Dieser Beirat tritt am 17.12. zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen. Um diesen Beirat nicht zu einer wirkungslosen Gesprächsrunde werden zu lassen, sollten dessen Funktion und Kompetenz im Gesetz bzw. in einer im Gesetz verankerten Verordnung festgeschrieben werden.

· Die Breite des im LWG genannten Uferstreifens (z.B. §37) sollte in Abhängigkeit vom Ordnungsgrad des Gewässer festgelegt werden.

Dieser Streifen sollt nicht bewirtschaftet werden. Uferrandbereiche gehören zum Biotopsystem „Gewässer“, wo sie wichtige Teillebensräume gewässerspezifischer Tierarten bilden, und dienen der in § 3 BNatSchG festgeschriebenen Biotopvernetzung. Sie schützen darüber hinaus zusätzlich zum Gewässerrandstreifen das Gewässer vor Immissionen.

Ähnliche Regelungen gibt es bereits in anderen Bundesländern (z.B. Thüringen).

Es ist uns aufgefallen, dass der LAWA- Musterentwurf für Vorschriften zur Implementierung der WRRL in die Landeswassergesetze nur teilweise Eingang gefunden hat in das neue Landeswassergesetz. 

Ferner vermissen wir ausführliche Angaben zu den Themen

· Fischbesatz

· Hochwasserschutz 

· Stauanlagen 

· Wasserkraftwerke

B. Kommentierung / Vorschläge zu einigen Paragraphen

Zuordnung, Einteilung, Gewässername (S.2 (§3))

zu Absatz 1 (neu): 

· Die im Einzugsgebiet des Rheins liegenden Gewässer auf dem Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz werden der Flußgebietseinheit Rhein zugeordnet.“ 

Vorschlag: fett+kursiv markierten Bereich streichen.

Begründung: Alle Gewässer in Rheinland-Pfalz liegen im Einzugsgebiet des Rheins, daher dient die Passage nicht der Konkretisierung, sondern ist eine überflüssige Dopplung.

Gewässerrandstreifen (S. 4 (§ 15a) und S. 13 f.)

Bei allen natürlichen Fließgewässern aller Ordnungen sollte grundsätzlich der gesamte Bereich der Aue als Gewässerrandstreifen ausgewiesen werden. Dies gilt vor allem auch für kleinere Fließgewässer - auch wenn sie auf Teilstrecken oder gar auf der gesamten Fließstrecke gar nicht mehr als oberirdische Gewässer existieren. Für die Abgrenzung der Aue ist die Verbreitung von Aueböden maßgeblich, die aus vorhandenen Kartierungen (geologische Karten, Bodenkartierungen für Landschaftspläne etc.) abgelesen werden können und/oder neu kartiert werden müssen. 

Die Notwendigkeit einer solchen Maßgabe begründet sich aus dem Vorsorgeprinzip: das Gewässer soll grundsätzlich durch einen von Schadstoffeinträgen frei zu haltenden Bereich entlang des Gewässers geschützt werden und nicht erst dann, wenn Konzentrationen über den Grenzwerten festgestellt werden. 

Ferner fehlt eine Definition des Wortes „Gewässerrandstreifen“, insbesondere auch in Abgrenzung zu den Begriffen „Wasserschutzgebiet“, „Uferrandstreifen“ und „Überschwemmungsgebiet.

Unser Formulierungsvorschlag lautet deshalb: 

§15 

· Abs. 1: Durch Rechtsverordnung soll für alle Gewässer die Festsetzung von Gewässerrandstreifen geregelt werden. Dies dient der Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach [...], insbesondere der Erhaltung....

· Abs. 2: Ein Gewässerrandstreifen ist ein gewässerbegleitender Streifen, der dem Schutz des Gewässers vor schädlichen Immissionen dient. Er umfasst in der Regel die gesamte Aue des Gewässers. Seine räumliche Ausdehnung wird durch Rechtsverordnung festgelegt. In dieser können Regelungen...

Die Definition kann auch – zusammen mit den anderen verwandten Begriffen – in einem eigenen Absatz erfolgen.

Maßnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan (S.7, §24)

· Wir begrüßen ausdrücklich den in Abs. 4 erfolgten direkten Verweis auf Anhang VII der Richtlinie, der die erforderlichen Informationen für den Bewirtschaftungsplan enthält. 

Information und Anhörung der Öffentlichkeit (S. 8, §24a)

· Wenngleich Art. 14 Abs.1 der WRRL hier nahezu 1:1 wiedergegeben wird,  bleibt unklar, in welcher Weise Anregungen und Forderungen der Bürger und Verbände im Rahmen der Öffentlichkeits​beteiligung berücksichtigt werden sollen. Hier besteht weiterer Regelungsbedarf; es muss transparent sein, in welcher Art und Weise die Stellungnahmen in die Entscheidung eingehen und gewichtet werden. Der Stellungnehmende muss über die Entscheidung  informiert werden. Auch weitere Beteiligungsmöglichkeiten (z.B. Diskussionsrunden und Erörterungstermine, weitergehende Beteiligungsmöglichkeiten für die anerkannten Naturschutzverbände nach §60 BNatSchG) sollten geregelt werden. Wir regen ferner - über die Vorgaben des Gesetzes hinausgehend – eine interaktive Internetpräsenz an.

Anforderungen an die Wasserversorgung (S. 11, § 45 )

· Wir begrüßen die Übernahme von §1 a Abs. 3 WHG. Für einen nachhaltigen und verantwortlichen Umgang mit Wasser ist eine ortsnahe Wasserversorgung unumgänglich.

Gewässer-Unterhaltung (S. 14 f., §64)

· Im § 64 sollte ergänzt werden, dass der Zeitraum sowie die Art und Weise der Unterhaltungs​arbeiten auf ökologische Belange abgestimmt werden müssen. 

Begründung: Die Räumung von natürlichen oder künstlichen Gewässerbetten bedeutet immer einen Eingriff in die Benthos-Zönose. Es sollte daher für die Räumung ein Zeitraum gewählt werden, in der die Lebensgemeinschaft nur minimal gestört wird oder sich nach einer Störung schnell wieder regenerieren kann, i. d. R. also im Herbst oder im frühen Frühjahr. Zudem sollten Unterhaltungsarbeiten nur von einer Seite aus und abschnittsweise erfolgen. Grundräumungen sind nur bedarfsweise und lokal, nie großflächig durchzuführen. Es empfiehlt sich, in die Bewirtschaftungspläne auch für kleinere Gewässer Unterhaltungspläne zu integrieren. 

· In § 64 (1) Satz 2 Nummer 2 sollte „standortcharakteristisch“ durch „einheimisch“ ergänzt werden. 

Begründung: Der Begriff „standortcharakteristisch“ oder „standortgerecht“ wird in der Vegetations​kunde für Pflanzenarten verwendet, die in ihren Ansprüchen (Wasser- und Bodenverhältnisse, Kleinklima etc.) zu dem gegebenen Standort passen. Der Begriff berücksichtigt nicht die Verbreitung der Arten. Es können also auch aus anderen Gebieten eingebrachte Pflanzen (Neophyten) standortcharakteristisch sein (z. B. das Indische Springkraut (Impatiens glandulifera) in Auen). Es sollten jedoch nur einheimische Pflanzen verwendet werden, um einer weiteren Florenverfälschung entgegen zu wirken.

· In Absatz 5 soll ein Bestandsschutz für ausgebaute Gewässer festgeschrieben werden. Der Absatz ist in seiner jetzigen Form zu streichen und durch eine der folgenden Begründung gemäßen Formulierung zu ersetzen:

Begründung: Die vorgeschlagene Formulierung widerspricht dem in der WRRL festgeschriebenen Ziel der Erreichung eines guten ökologischen Zustands; denn durch die Festschreibung des Status quo kann keine Verbesserung der Gewässerstruktur erreicht werden; ebenso findet die natürliche Gewässerdynamik hier keinen Platz. Einen pauschalen Bestandsschutz sollten daher allenfalls künstliche oder erheblich veränderte Gewässer erhalten. Für alle anderen ist in den Bewirtschaftungsplänen festzulegen, welche Veränderungen toleriert werden können und ab welchem Schwellenwert Unterhaltungsarbeiten notwendig sind. 

Überschwemmungsgebiete (S. 19, § 89)

§89 (2): Wohn- und Gewerbebebauung in Überschwemmungsgebieten muss generell unzulässig sein! Der Bau von Wohn- und Gewerbegebäuden in Überschwemmungsgebieten erfordert durch die hierfür erforderlichen Hochwasserschutzmaßnahmen erhebliche Eingriffe  in den Wasserhaushalt und die Ökologie der Aue und führt bei Verzicht durch bei Überschwemmungen zu erheblichen wirtschaft​lichen Schäden.  Das Ziel einer natürlichen Gewässerdynamik ist in einem bebauten Überschwem​mungsgebiet nicht realisierbar, nur Bestandsschutz für bereits vorhandene Gebäude.

Abs. 2 Satz 2 sollte daher gestrichen werden. 

§89 (3): Hier heißt es, dass die Pflanzung von Bäumen und Sträuchern in Überschwem​mungs​gebieten genehmigungspflichtig ist. Flächen, auf denen sich in freier Sukzession Gehölze ansiedeln, z. B. Weiden in Höhenlagen der Weichholzaue. (prioritärer Lebensraum nach FFH-Richtlinie!) sollten jedoch nicht wieder gerodet werden müssen. Forderung: Die natürliche Sukzession zum Auwald muss geduldet werden!

Gewässeraufsicht, Zuständigkeiten (S. 20, § 93)

· Abs. 2a: „regelmäßig“ sollte durch konkrete Zeitangaben ersetzt werden.

Begründung: sonst wird die Überprüfung zu beliebig.

Schaukommission (S. 21 § 96)

Verbandsbeteiligung: 

Die Information der Naturschutzverbände sollte durch schriftliche Einladung erfolgen!

Mainz, 13.12.2002

Nachtrag zur Stellungnahme des NABU RLP zur Änderung des Landeswassergesetzes Rheinland-Pfalz 

(Schreiben vom MUF RLP vom 13. November 2002)

Grundsätzliches:

Gesetzesstruktur

Wie in anderen Bundesländern auch werden die grundsätzlichen Änderungen der EU-Wasserrahmen​richtlinie und der weiteren neuen Gesetzlichkeiten auf EU- und Bundesebene in das bestehende und recht unübersichtliche, bereits jetzt 137 §§ umfassende Landeswassergesetz eingeordnet. Durch die Einfügung von weiteren Paragraphen (24a etc.) wird die Anzahl auf ca. 150 Artikel erhöht.

Dadurch wird die Wassergesetzgebung weiter in Richtung eines Sammelsuriums entwickelt. Das dient sicherlich der zeitnahen Umsetzung, vergibt aber die Chance, eine Reihe von Verordnungen in die neuen Bestimmungen zu integrieren und damit die Anforderungen an die Gewässerqualität auf eine geringere Anzahl von Gesetzen und Verordnungen zu reduzieren.

Wir regen daher an, die Wasserrahmenrichtlinie zum Anlass zu nehmen, spätestens nach Erstellung aller Regelungen auf EU-Ebene die gesamte Gesetzessystematik übersichtlicher und nutzerfreund-licher zu gestalten- was ja auch im Sinne einer kompetenten Öffentlichkeitsbeteiligung ist, wie sie die EU-Wasserrahmenrichtlinie fordert.

guidance papers

Diese derzeit von den europäischen Wasserdirektoren in Ausarbeitung befindlichen offiziellen EU-Papiere regeln wichtige Teilbereiche der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie wie die Öffentlichkeitsbeteiligung und die Definition von künstlichen bzw. erheblich veränderten Wasserkörpern.

Wir regen an, die Pflicht zur Umsetzung der guidance papers im Gesetz zu verankern.

Zu einzelnen Paragraphen

§109 a (S. 21-23)

Die Kenntnis der erhobenen Daten berührt die Mitwirkungsmöglichkeit von Öffentlichkeit und Verbänden bei zentralen Bereichen der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie (z.B. Ermittlung anthropogener Belastungen, Aufstellung Maßnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan, etc.). Diese Daten sollten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

Unser Vorschlag lautet deshalb: 

nach Abs. 1 Satz 5 neuen Satz einfügen: 

„Diese Daten werden auf Wunsch auch der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt.“

und in Absatz 3

 „den zuständigen Behörden“ durch „jedermann“ 

ersetzen. (evtl. gegen Unkostenerstattung).

Mainz, 19.12.2002

Friedrich Wulf

NABU Rheinland-Pfalz 

